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Die Jenischen im Nationalsozialismus

Horst Schreiber

Die Geschichte der Jenischen ist eine Geschichte der Armut und Ausgrenzung, der 
Diskriminierung und Verfolgung, geprägt vom Ansinnen der jeweiligen Obrigkeit, sie 
mit Zwang sesshaft zu machen. Ziel war nicht Integration, sondern Assimilation, die 
jenische Kultur zum Verschwinden zu bringen; im Nationalsozialismus auch den Men-
schen.

Verfolgung mit den Mitteln räumlicher Ausgrenzung 
und sozialer Einschließung

Die Jenischen standen seit der Industrialisierung und Herausbildung einer bürger-
lichen Gesellschaft im 19. Jahrhundert in einem Spannungsfeld zwischen räumlicher 
Ausgrenzung und sozialer Einschließung. Die Gemeinden trachteten danach, sie abzu-
schieben und sich so ihrer Versorgungspflichten zu entschlagen. Sie scheuten auch vor 
dem offenen Gesetzesbruch nicht zurück, um Jenische zu vertreiben, ihre Ansiedlung 
zu verhindern und der Hetze der anständigen und besorgten Bauern und Bürgerinnen 
nachzukommen. 1888 berichtete die Lienzer Zeitung über die Unterkunft der Jenischen 
in Leisach:

Die Gemeinde hat zu einem sehr radicalen Mittel gegriffen, um die Karrner los zu 
werden: sie hat kurzweg die Baracken abgebrochen. Ein Gerücht erzählt, daß ein 
Theil der gewaltsam ihres Obdaches Beraubten sich unter das grüne Fichtendach 
des Amlacher Waldes zurückgezogen habe, daß aber auch diese Position gestürmt 
worden sei.1 

1	 Kalser 2018, S. 416.
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1927 zerstörte eine Schar Mötzer Männer eine Baracke Jenischer im Klammwald.2 Fami-
lie G. musste 1930 ihren bereits bewilligten Barackenbau im Zentrum von Haiming auf-
geben, eine Bürgerinitiative drohte der Bezirkshauptmannschaft mit offener Gewalt, die 
sie als „Selbsthilfe“ ausgab.3 1945 schlossen sich Einwohner von Going zusammen, ver-
schlossen den Wagen einer jenischen Familie von außen und schleppten ihn, angehängt 
an einem Traktor, „mitsamt seinem Inhalt“ nach St. Johann.4 Mitte Juli 1938 transpor-
tierte die SA drei in Rietz wohnhafte, aber nach Mieming heimatzuständige jenische 
Familien in einem Lastwagen nach Mieming. 1956 stand eine dieser Familien wegen 
einiger Delikte mit geringem Schadensbetrag vor Gericht. In ihrer Berichterstattung 
bezeichnete die Tiroler Tageszeitung sie als „eine von der ganzen Umgebung Unter-
miemings beargwöhnte ‚Schleich- und Schmutzgenossenschaft‘, die den Mitbewohnern 
und den Behörden zu oft und zu unkontrolliert ‚unterwegs‘ ist.“5 39 Untermieminger 
nutzten die Abwesenheit der Familie und rissen deren Wohnstätte nieder. Doch dieses 
Mal mussten sie sich wegen Haus- und Landfriedensbruch verantworten. „Beinahe alle 
Einwohner als Angeklagte“, titelte die Tiroler Tageszeitung.6

Auch die Politik der sozialen Einschließung gab es lange vor 1938 und nach 1945. 
Sie stand zwar im Gegensatz zur Praxis der Vertreibung der Jenischen, ihr Ziel war 
jedoch dasselbe, die erzwungene Sesshaftigkeit. Die diskriminierenden und gewalt-
tätigen Praktiken waren vielfältig. Die Behörden schränkten die Bewilligungen des 
Hausier- und Wandergewerbes ein, nicht zuletzt auf Betreiben der niedergelassenen 
Konkurrenz und der Handelskammer. Derartige Maßnahmen zur „Ausrottung dieser 
Landplage“ entzogen den Jenischen die existenziellen Grundlagen, beschleunigten den 
Prozess der Verelendung, vergrößerten die Abhängigkeit von der Armenfürsorge und 
setzten eine laufende Kriminalisierung in Gang. Um ihr Brot zu verdienen, mussten 
die Fahrenden einen sesshaften Beruf ergreifen, eine Ausnahmeregelung erwirken oder 
illegal umherziehen. Ein anderer Ausweg war, Mundraub zu begehen und sich durch 
Kleindiebstähle über die Runden zu bringen.

2	 Schmid-Mummert, Ingeborg (Redaktion) 2011, S. 174.
3	 Pescosta 2003, S. 129–132.
4	 Dorfbuch Going am Wilden Kaiser 2013, S. 296.
5	 Schmid-Mummert, Ingeborg (Redaktion) 2011, S. 173f.
6	 Ebd., S. 174.
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Assimilation durch soziale Einschließung meinte immer auch Wegsperren der 
Jenischen: ins Zuchthaus, Arbeitshaus, Armenhaus, Waisenhaus, in die Kaserne, in die 
Psychiatrie und vor allem in die Erziehungsanstalten. Im Nationalsozialismus kamen 
die Lager hinzu. Die Kindesabnahme erschien zu Zeiten von Kaiserin Maria-There-
sia, des „Führers“ und der modernen Jugendwohlfahrt bis in die 1980er Jahre hinein 
als geeignetes Mittel, das „Karrnerunwesen“ zu beseitigen und diese „gefährliche, in 
moralisch-religiöser Hinsicht gänzlich verwahrloste Menschenklasse“7 produktiv zu 
machen und zu einem geregelten Leben zu zwingen.

Die NS-Diktatur griff auf die Vorarbeiten, Unterlagen, Register und Gesetze ihrer 
Vorgängerregierungen und deren Behörden, Anstalten und Apparate zurück. Sie nutzte 
und verschärfte die negativen Projektionen auf die Jenischen und die vorurteilsbela-
denen Mentalitäten in der Mehrheitsgesellschaft. Die Politik des Nationalsozialismus 
war gegenüber den Fahrenden zunächst mehr Kontinuität als Bruch, sie setzte die tradi-
tionellen Verfolgungsmaßnahmen fort, professionalisierte sie und spitzte sie zu. Im Falle 
der Aufgabe der jenischen Lebensweise und der Anpassung an die Forderungen des NS-
Regimes stellte die Diktatur eine Duldung in Aussicht, bei willfährigem Verhalten und 
Preisgabe der jenischen Identitäten eine Anerkennung als deutsche Volksgenoss*innen. 
Für die meisten Jenischen, auch die bereits sesshaften, war dies in Ermangelung eines 
sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Kapitals mehr eine theoretische als reale 
Option. Nicht zuletzt auch wegen der tiefen Verachtung der sie denunzierenden Mehr-
heitsgesellschaft. Ein sozialer Aufstieg war kaum möglich. Sie blieben randständig und 
übel beleumundet, weil ihr geringes Einkommen sie zwang, sich in den verrufensten 
Mietshäusern und Wohngegenden niederzulassen, aber auch weil allein schon der 
Name sie als Angehörige der „Karrner“ auswies. Wer so hieß und so wohnte, war im 
Vorhinein als „asoziales“ Gesindel eingereiht.

„Wenn auch unsere Vorfahren einmal mit einem Karren herumgezogen sein sollten, 
so dulden wir selbst das nicht. Sondern wir unser Brot mit schwerer Arbeit verdie-
nen, und auch im Felde im Krieg gestanden sind“, beschwerten sich Telfer Jenische bei 
der Bezirkshauptmannschaft über ihre respektlose Darstellung als Karrner in der Fas-

7	 Pescosta 2003, S. 57.
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nacht.8 Dieser Protest im Jahr 1930 zeigt zweierlei: zum einen den Versuch, sich von 
der Herkunft zu lösen und eine Identität als rechtschaffene Arbeiter zu betonen. Zum 
anderen das vergebliche Bemühen, sich durch Verdienste und Anpassung Wertschät-
zung zu verschaffen.

Die NS-Diktatur verfolgte die Jenischen mit außerordentlichen Machtmitteln und 
effizienter Konsequenz. Jede Weigerung, sich zu assimilieren, konnten die Nationalso-
zialisten nach eigenem Ermessen über die üblichen Diskriminierungsgepflogenheiten 
hinaus mit den für sie typischen Maßnahmen ahnden: mit drakonischen Gerichtsstra-
fen, Zwangssterilisierungen, Krankenmorden und Einweisungen in ein KZ.

Der unproduktive Jenische als Bedrohung für die  
leistungsbereite NS-Volksgemeinschaft

Unmittelbar nach der Machtübernahme begannen die Nationalsozialisten ihr Konzept 
der „Volksgemeinschaft“ zu verwirklichen. Ihr Ideal war die Durchsetzung einer Lei-
stungsideologie, die Steigerung der Wirtschaftsproduktion und des individuellen Lei-
stungsvermögens. Die NS-Volksgemeinschaft war eine Leistungsgemeinschaft, ihr Ziel 
die Anhebung der Volks- und Arbeitskraft. Rassenbiologisch rein musste sie daher sein, 
ihre Mitglieder kampf- und opferbereit. Wer als arische Volksgenossin und deutscher 
Volksgenosse anerkannt war, erhielt Zugang zu materiellen Förderungen, Soziallei-
stungen und Konsummöglichkeiten – aber stets auf Kosten Dritter. Die nationalsozi-
alistische Volksgemeinschaft zusammenzuschmieden, erforderte den Ausschluss der 
„schadhaften Elemente“, die den gesunden „Volkskörper“ bedrohten. Die Herrschaft-
spraxis von Ausgrenzung, Ausschließung und Beraubung derjenigen, die das Regime 
als „Fremdrassige“ oder „Gemeinschaftsfremde“ diffamierte, förderte die Loyalität 
zur Diktatur. Die nationalsozialistische Volksgemeinschaft war eine Gemeinschaft der 
Gewalt, die ihre Mitglieder ermächtigte, gegen die inneren Feinde loszuschlagen: sym-
bolisch, denunziatorisch und handgreiflich.

8	 Dietrich 2004, S. 308f.
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Das Bild der „typischen Karrner“ als Landstreicher und Vagabunden, Diebe, Krimi-
nelle, Raufbolde und Säufer, Almosenempfänger und Degenerierte, Arbeitsscheue und 
Asoziale war längst vor Beginn der NS-Herrschaft allgegenwärtig. Behörden, Ämter, 
Bürgermeister, Polizisten, Gendarmen, Richter, Lehrer, Schriftsteller, Volksdichter und 
Journalisten hatten es über mehr als hundert Jahre produziert und verbreitet. Daher 
standen die Jenischen schon im März 1938 unter Generalverdacht, die „Volksgemein-
schaft“ zu zersetzen. Und zwar als Gesamtgruppe, ohne dass deswegen jede und jeder 
Einzelne in die NS-Verfolgungsmaschinerie geraten musste. Aber es war potenziell 
immer möglich.

Der Wert des Menschen im Nationalsozialismus hing davon ab, ob und wie produk-
tiv er der ihm zugewiesenen Arbeit nachkam. Die Jenischen galten landläufig als die 
Leistungsunwilligen und Leistungsunfähigen. Der ausgeprägte Hang in der jenischen 
Kultur, frei leben zu wollen, befeuerte diese Vorurteile. Viele Jenische arbeiteten hart, 
um mit ihren Familien überleben zu können. Doch die wenigsten sahen in der Erwerbs-
arbeit jenen tiefen Sinn des Lebens, der die Sesshaften dazu bewog, Arbeit zu einer 
Religion zu erheben. Die Jenischen litten unter ihrer langen politischen und gesell-
schaftlichen Diskriminierung. So fehlte den meisten die Voraussetzung, sich völlig mit 
der deutschen Nation zu identifizieren und bereitwillig für das deutsche Volk Opfer zu 
bringen, wie der Nationalsozialismus es forderte. Sie schuldeten denen da oben nichts 
und auch nicht der Gesellschaft, die sie stets ohne Respekt behandelt hatte. Weshalb 
sollte sich diese Haltung im Nationalsozialismus grundlegend ändern, auch wenn eine 
Minderheit Jenischer anpassungsbereit war, um vor Verfolgung sicher zu sein und in 
den Genuss der NS-Zukunftsversprechen zu kommen.

Bis 1938 war ein engmaschiges Kontrollnetz um die Jenischen als weniger Leistungs-
fähige, weniger Brauchbare, Abweichende und sich Verweigernde gezogen worden. Das 
Lebensrecht als Menschen hatten sie behalten. Nun war selbst das nicht mehr sicher. Im 
Nationalsozialismus kam es auf die Einschätzung der Behörden an. Waren sie ausrei-
chend arbeitswillig und arbeitsfähig?

Wo Macht ist, gibt es auch Widerstand. Daher begegneten Jenische Autoritäten häu-
fig ohne Wertschätzung, dafür herausfordernd und mit Lust an der Provokation. So 
wahrten sie ihre Selbstachtung. Wie der „Tekn Hiasl“, ein jenisches Original aus Telfs, 
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der während des politischen Umbruchs im März 1938 die Nationalsozialisten mit „Heil 
Dollfuß!“-Rufen empfing und dafür in den Arrest wanderte.9

„Zigeunerähnliches Gesindel“

Die Verfolgung der Jenischen ist bis Ende 1939 eng mit jener der Roma und Sinti ver-
bunden. Immer wieder wurde darauf hingewiesen, dass die Anordnungen gegen die 
„Zigeuner“ auch die „Karrner“ miteinschließen. Schon in seinem Maßnahmenkatalog 
von 1925 forderte das Präsidium der Tiroler Landesregierung, nicht nur „Zigeunern“, 
sondern „auch sonstigem fahrenden Volk, insbesondere den Karrnern […] das Augen-
merk zuzuwenden“.10 Die Landesregierung hatte gegenüber dem Bund wiederholt 
darauf gedrängt, fahrende Menschen unabhängig von ihrer ethnischen Zuschreibung 
zu erfassen. Ihrer Forderung nach sollte der „Zigeunerbegriff “ als der eines Menschen 
definiert werden, „der ohne festen Standort umherzieht und keinen Beruf hat, der hin-
reichen würde, um den Lebensunterhalt zu bestreiten“.11 Für die Tiroler Behörden war 
es wichtig, gesetzliche Zwangsmittel gegen Jenische zu haben, schließlich übertrafen 
diese Roma und Sinti zahlenmäßig bei weitem. Die Bezirkshauptmannschaft Imst wies 
1928 darauf hin, 

dass von einer Zigeunerplage nicht gesprochen werden kann. Dagegen ist die 
Zahl herumziehender Karrner noch immer recht groß. Es handelt sich meistens 
um Tiroler, welche mit ordnungsgemäßen Dokumenten versehen sind und nur im 
Sommer herumreisen, während sie im Winter in einer Gemeinde Tirols Aufenthalt 
nehmen.12

In seinem Erlass zur „Bekämpfung der Zigeunerplage“ vom 13. Mai 1938 ordnete der 
Reichsführer SS und Chef der Deutschen Polizei Heinrich Himmler an, dass im Juni 

9	 Ebd., S. 308.
10	 Pescosta 2003, S. 63f
11	 Seifert 2005, S. 36.
12	 Ebd., S. 36f.
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1938 von „sämtlichen über 14 Jahre alten Zigeunern und nach Zigeunerart umherzie-
henden Personen“ in Österreich Fingerabdrücke in doppelter Ausfertigung abzuneh-
men waren. Im „Durchführungsersuchen“ wurde das Landesgendarmeriekommando 
Tirol besonders darauf hingewiesen, wer Ziel der Aktion war: „Es wäre somit auch von 
den sogenannten Karnern in Telfs, Mieming usw., die noch mit ihren Wagen herumzie-
hen, die Fingerabdrücke abzunehmen.“13 Jenische, die tatsächlich noch „Karrenzieher“ 
waren, und ganz speziell jene ohne festen Wohnsitz waren am stärksten bedroht. Ihr 
Nomadenleben konnte als rassische Eigenschaft wie bei den „fremdländischen Zigeu-
nern“ eingeschätzt werden.

Himmlers nächster Runderlass zur „Bekämpfung der Zigeunerplage“ vom 8. 
Dezember 1938 wollte die „Zigeunerfrage“ künftig „aus dem Wesen der Rasse heraus“ 
regeln. Er schloss aber weiterhin „nach Zigeunerart umherziehende Menschen“ mit ein 
und zielte darauf ab, das Reisen und Lagern in Gruppen von mehreren Einzelpersonen 
oder Familien zu unterbinden. Ein „besonders strenger Maßstab“ sollte bei der inten-
siven Prüfung von Ansuchen um Hausierpässe und Wandergewerbescheine angelegt 
werden, mit einer erkennungsdienstlichen Behandlung und rassenbiologischen Unter-
suchung.14 Die Tiroler Landeshauptmannschaft erinnerte im August 1939 daran, dass 
schon seit 1934 keine neuen Hausierpässe ausgestellt werden durften und die alten 
jährlich neu bewilligt werden mussten. Sie forderte die Landräte auf, bei den „nach 
Zigeunerart umherziehenden Karrnern“, die in begrenzter Zahl noch gültige Beschei-
nigungen hatten, die Voraussetzungen für eine Verlängerung zu hinterfragen; dies galt 
auch für die Bewilligung für ein Wandergewerbe. Es fällt nicht schwer, zu erraten, zu 
welchem Ergebnis die Verwaltungsbehörden kamen, wenn sie nach eigenem Ermes-
sen einschätzten, ob „unbescholtene Sitten, tadellose politische Haltung und besonders 
rücksichtswürdige Gründe“, „erwiesene Verlässlichkeit“ und „einwandfreier Ruf “ der 
gesuchstellenden Jenischen gegeben waren.15

13	 Ebd., S. 54.
14	 Ebd., S. 60.
15	 Ebd., S. 65.
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Härte gegen das „Bettlerunwesen“

Das NS-Regime stufte zahlreiche Tirolerinnen und Tiroler als Arbeitsscheue und bet-
telnde Menschen ein. Dieser Kategorie teilte es eine unüberschaubare Zahl Jenischer zu. 
Die Definition von Betteln legten die Nationalsozialisten weit aus. Wer ohne Lizenz hau-
sierte und seinem Wandergewerbe nachging, Tauschhandel trieb oder einfach schlecht 
gekleidet durch „Herumlungern“ auf der Straße auffiel, wurde schnell als Bettler denun-
ziert. Der Tiroler Gauleiter Franz Hofer forderte die Gestapo auf, mit aller Härte gegen 
das „Bettlerunwesen“ vorzugehen und regelmäßig „Bettlerstreifen“ durchzuführen. Die 
Partei rief die Bevölkerung auf mitzuhelfen, den öffentlichen Raum von unliebsamen 
Personen zu „säubern“.16 In den Innsbrucker Nachrichten war im August 1938 zu lesen: 

16	 Schreiber et al. 2018, S. 318f.

Abb. 1: Tiroler Jenische in bayrischer Tracht: „Gemeinschaftsfremde“ und „zigeunerähnliches 

Gesindel“ in den Augen der Behörden 
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Alle Volksgenossen werden im Interesse des nationalsozialistischen Staates und 
der Ordnung sowie im Interesse der Bekämpfung aller arbeitsscheuen und asozi-
alen Elemente ersucht, an Bettler keinerlei Almosen mehr abzugeben. Es ist aus-
drücklich darauf hinzuweisen, daß Mitleid Bettlern gegenüber heute nicht mehr 
angebracht ist. Wenn Bettler zu euch, Volksgenossen, kommen, so übergebt sie dem 
nächsten Schutzpolizeibeamten.17

Bettelnde standen unter dem Verdacht, sich ein gutes Leben zulasten der nationalso-
zialistischen Volksgemeinschaft zu machen. Wegen ihrer Lebensweise, ihrer Eigensin-
nigkeit und Freiheitsliebe zählten die Jenischen in den Augen der Behörde traditionell 
zu solchen „arbeitsscheuen Elementen“, ob sesshaft oder nicht. Sie waren es auch, die 
definierten, was als geregelte Erwerbsarbeit galt. Wer nicht dort arbeitete, wohin das 
Arbeitsamt ihn lenkte, war ein Arbeitsverweigerer; wer sich selbst eine Arbeit suchte, 
war eine Arbeitsverweigerin; wer nicht in miserablen Arbeitsverhältnissen unterbezahlt 
schuften wollte, war arbeitsscheu und asozial. Und wer übertrat diese Normen beson-
ders häufig, wenn nicht die Jenischen? Sie waren arm und randständig, sie lebten prekär, 
begehrten auf und kamen oft in Konflikt mit dem Gesetz. Nun war die Gelegenheit 
gekommen, sie loszuwerden oder zumindest gefügig und brauchbar zu machen.

Die totalitäre Herrschaftsausübung der Nationalsozialisten war möglich, weil 
die Bevölkerung sich selbst überwachte. Partei und Behörden schufen ein Klima der 
Denunziation. Sie konnten mit der Unterstützung aus der Mitte der „Volksgemein-
schaft“ rechnen. Bürgermeister, Parteigenossen und Volksgenossinnen waren in hohem 
Maß nur allzu gerne bereit, ihnen missliebige Personen anzuschwärzen. Speziell, wenn 
es sich um Jenische handelte. Und dies durchaus mit Erfolg. So berichtete der Bezirks-
hauptmann von Kitzbühel im September 1938 an die Gestapo: „Günstige Meldungen: 
Durchwegs Aufhören der Arbeitslosigkeit, Aufhören des Bettels, Abschaffung aller 
Zigeuner und Karrner aus dem Bezirk.“18

17	 Innsbrucker Nachrichten, 13.08.1938, S. 5.
18	 Seifert 2005, S. 69.
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Aktion „Arbeitsscheu Reich“

Der Zugriff der Diktatur auf soziale Gruppen wie die Jenischen folgte einer weite-
ren Logik: eigenem Macht- und Profitstreben. Die Verfolgten deckten einen Teil des 
Bedarfs an – billigen – Arbeitskräften für die Kriegsvorbereitung und den Ausbau der 
Konzentrationslager zu Produktionsstätten der SS. Im Juni 1938 führten Gestapo und 
Kripo in ganz Deutschland Razzien durch. Rund 9.500 Menschen deportierten sie im 
Zug dieser Aktion „Arbeitsscheu Reich“ in ein KZ. Im Bereich jeder Kriminalpolizei-
leitstelle waren innerhalb einer Woche „mindestens 200 männliche Personen (asoziale) 
in polizeiliche Vorbeugungshaft zu nehmen“ sowie „Zigeuner und nach Zigeunerart 
umherziehende Personen, wenn sie keinen Willen zur geregelten Arbeit gezeigt haben 
oder straffällig geworden sind“.19 Der Leiter des Reichskriminalpolizeiamtes Reinhard 
Heydrich, er hatte die Massenverhaftungen angeordnet, nannte als asoziale Grup-
pen Landstreicher, Dirnen, Trunksüchtige, Personen mit zahlreichen Vorstrafen und 
andere, „die sich nicht in die Gemeinschaft einfügen“ wollen.20 In einem Dokument aus 
Rattenberg ist zu lesen: „Die Festnahmen der asozialen Bettler, Landstreicher, Zigeuner 
und Karner haben schlagartig in der Nacht vom 20. zum 21. Juni 1938 stattzufinden. 
[…] Nichtjuden, die seit 12.4.1938 in einem festen Arbeitsverhältnis stehen, sind nicht 
festzunehmen.“21

Kein Platz für Jenische im Reiche Adolf Hitlers? 
Wunschvorstellung Massengewalt

Im Juli 1938 kam es im Gasthaus des Bürgermeisters von Rietz zu einer Rauferei, in 
deren Verlauf einige Jenische den Bürgermeister attackierten; besonders seine Zuge-
hörigkeit zur SA war ihnen zuwider. Der Bürgermeister schilderte die Jenischen in 
seiner Gemeinde als „arbeitsscheues Gesindel“, das in eine Zwangsarbeitsanstalt oder 

19	 Zit. n. ebd., S. 55f.
20	 Wachsmann 2015, S. 176f.
21	 Zit. n. Achrainer 2001, S. 52f.
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ein Arbeitslager gehöre. Die „ganze Karnersippe“ lebe vom Bettel, stehle Hühner und 
Brennholz, demoliere die Wohnung, bedrohe die Nachbarschaft und setze die Lebens-
mittelhilfe der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt in Alkohol um. Jede Hilfe unter-
stütze nur ihren Müßiggang: „Fünf arbeitsfähige Männer lehnen jede Arbeit ab und 
liegen auf der faulen Haut, während die Kinder betteln gehen.“ Der Bürgermeister 
wollte die Jenischen nicht nur aus seiner Gemeinde fortgeschafft wissen, ihm war daran 
gelegen, sie als generell Asoziale einzustufen. Er forderte ihre kollektive Verfolgung 
mit Nachdruck: „Im Reiche Adolf Hitlers darf es für Untermenschentum und arbeits-
scheues Gesindel keinen Platz mehr geben.“22

Auch das Bezirksgendarmeriekommando Imst begnügte sich nicht damit, den kon-
kreten Fall zu untersuchen. Es malte die Beschuldigten in den düstersten Farben und 
fügte für die Gestapo eine Schilderung der „Landplage“ des „Karrnerunwesens“ in Tirol 
bei. Die Gendarmerie definierte die Jenischen als „immer frecher“ werdende „Volks-
schädlinge“, als Schrecken der braven Nachbarinnen und friedliebenden Gemeindebür-
ger: Sie würden raufen, saufen, betteln, betrügen, stehlen, schaden dem Gemeinwesen, 
setzen ungehemmt ein Kind nach dem anderen in die Welt, für den Unterhalt aufkom-
men müsse jedoch die Gemeinde.

Die Gendarmerie berichtete, dass die Drohungen und Einschüchterungen des NS-
Regimes Erfolg hatten „und einige von dieser Sippe“ regelmäßig arbeiten gingen. Trotz-
dem beantragte sie bei der Gestapo, Franz Xaver, Johann und Gotthard Mair „wegen 
dauernder Arbeitsscheu in ein Konzentrationslager abzuschieben“, allerdings mit dem 
Zusatz, „wenn dies angängig ist“.23 Dem Gendarmeriekommando war bewusst, dass 
seine Forderung unverhältnismäßig war und seinem Ansinnen die gesetzlichen Grund-
lagen fehlten.

Auch die Bezirkshauptmannschaften wollten nicht hintanstehen, der jenischen 
Lebensweise den Garaus zu machen. Ein Beamter der BH schlug der Gestapo vor, die 
Auseinandersetzung in Rietz zum Anlassfall zu nehmen und ihn „prinzipiell zur Auf-
rollung der ganzen Frage des ‚Karrnerunwesens‘ in Tirol einer genaueren Prüfung zu 
unterziehen damit Mittel u. Wege gefunden werden, dieses schwierige Problem mit 

22	 Zit. n. Pescosta 2003, S. 152f.
23	 Zit. n. ebd., S. 156f.
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radikaleren Mitteln einer Lösung zuzuführen.“24 Doch die Gestapo sah keinen ausrei-
chenden Grund gegeben, die Jenischen in ein KZ zu deportieren. Sie verwies auf die 
übliche Vorgangsweise: Einlieferung in die gerichtliche Untersuchungshaft und Einlei-
tung eines Verwaltungsverfahrens. Eine Möglichkeit gab es aber, so die Gestapo: die 
drei Männer zu Gewohnheitsverbrechern zu erklären. Dann konnte die Kriminalpoli-
zeistelle Innsbruck einen Antrag auf Einweisung in ein KZ stellen.25

Was die Auseinandersetzungen in Rietz so beispielhaft macht, sind die Initiativen 
von Behörden und Gemeinden ebenso wie die Forderungen innerhalb der Machtap-
parate in Tirol und gegenüber den Instanzen des Deutschen Reiches, schneller, umfas-
sender und radikaler gegen „Zigeuner“ und Jenische vorzugehen, die Jenischen als 
Gruppe zu verfolgen und die jenische Kultur endgültig zu beseitigen. Diese Ungeduld 
brachte der Kommandeur der Gendarmerie des Gaues Tirol-Vorarlberg auf den Punkt. 
Josef Albert schlug dem Landeshauptmann im Mai 1939 vor, „dass Zigeuner und ähn-
liche nicht wie die übrigen Staatsbürger, nach den allgemeinen Gesetzen, behandelt 
werden dürfen! Sie gehören, wenn man sie mit Erfolg bekämpfen will, wie die Juden, 
unter Ausnahmegesetze gestellt.“ Den Fahrenden die Erwerbsmöglichkeit durch rigo-
rose Handels- und Wanderverbote zu nehmen, war ihm zu wenig radikal. Er forderte, 
sie „rücksichtslos in eigenen Arbeitslagern zu sammeln und zur Arbeit zu zwingen. Alle 
Zigeuner und ähnliche wären, ihrer frühen Reife entsprechend, zeitgerecht unfruchtbar 
zu machen.“26 Zwei Monate vorher hatte er darauf gedrungen, dass der Landeshaupt-
mann „den Aufenthalt von Zigeunern und ähnlichem Gesindel in den Landkreisen 
Landeck, Imst, Innsbruck und Schwaz überhaupt verbieten“ solle.27 Franz Gasser, Lei-
ter der für Tirol und Vorarlberg zuständigen Kriminalpolizeistelle Innsbruck, griff im 
Juli 1939 die Vorstellungen von Albert in seinen Weisungen zur Behandlung von Roma, 
Sinti und Jenischen auf. Alle „nach Zigeunerart umherziehenden Personen“ sollten von 
Tirol ferngehalten und die „hierzulande lebenden, als sesshaft anzusehenden Karrner“  

24	 Zit. n. ebd., S. 160.
25	 Ebd., S. 158f.
26	 Zit. n. Seifert 2005, S. 61.
27	 Ebd., S. 62f.
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beim Einsatz im Straßenbau, für Bodenverbesserungsarbeiten und ähnliche Tätigkeiten 
„zur Arbeit erzogen werden“.28

Das vehemente Engagement der nationalsozialistischen Entscheidungsträger in 
Land, Bezirk, Gemeinde und Exekutive für härteste Maßnahmen gegen die Jenischen 
in Tirol befeuerte deren Verfolgung, vergrößerte Leid, Willkür und Umfang des Kreises 
der Verfolgten. Das Ziel, den Jenischen als Gesamtgruppe nachzustellen, erreichten sie 
nicht, so gerne sie es auch gesehen hätten.

„Endlösung der sozialen Frage“ nach dem Krieg:  
Systematisches Selektieren, Sterilisieren und  
Ausmerzen

Die zentralen Behörden des Reiches bremsten. Sie wollten systematisch vorgehen und 
die Gruppe der Betroffenen treffsicher definieren. Daher vertrösteten sie auf einen 
späteren Zeitpunkt. Nach dem gewonnenen Krieg und dem Genozid an der jüdischen 
Bevölkerung waren weitere Massenmorde geplant: an der slawischen Bevölkerung im 
Osten und der sogenannten asozialen Bevölkerung im Inneren Deutschlands. Vorbe-
reitende Projekte liefen bereits während des Kriegs an. Eine Reihe von Forschern haben 
zahlreiche Belege gesammelt, die auf eine Art „Endlösung der sozialen Frage“ hinwei-
sen, eine Ausrottung all jener Angehörigen der deutschstämmigen Unterschichten, die 
als asozial und erbbiologisch minderwertig, mithin gemeinschaftsfremd und gemein-
schaftsunfähig einzustufen waren.29

In seinen „Richtlinien für die Beurteilung der Erbgesundheit“ vom Juli 1940 regte 
das Reichsinnenministerium eine Einteilung der Gesamtbevölkerung nach Gesund-
heitszustand und Sozialverhalten in vier Kategorien an. Ausschlaggebend war die Ein-
schätzung der Leistung des Einzelnen für Gesellschaft und Wirtschaft. Das Ministerium 
unterschied zwischen den Asozialen, die von jeder Wohlfahrtsleistung auszuschließen 
waren und disziplinierenden Maßnahmen von der Sterilisierung bis hin zur Tötung 

28	 Zit. n. ebd., S. 64.
29	 Vgl. Aly und Roth 2000.
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anheimfallen sollten, den noch Tragbaren, der Durchschnittsbevölkerung und den 
ganz besonders bevölkerungspolitisch zu fördernden erbbiologisch Hochwertigen.30 
Die Zahl der im Großdeutschen Reich „auszumerzenden arischen Gemeinschaftsunfä-
higen“ schätzten Heinrich Wilhelm Kranz, der Leiter des Gießener Universitätsinstituts 
für Erb- und Rassenpflege, und sein Mitarbeiter Siegfried Koller auf bis zu 1,6 Millionen 
Menschen. Das „Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“ führte ausdrücklich 
die Kategorie der Asozialen an, die sterilisiert werden konnten.

Die Wissenschaften reproduzierten die weit in die Geschichte zurückreichenden 
Vorurteile gegen Jenische in der Bevölkerung und unter den Entscheidungsträgern 
nicht nur. Ihre Lehren bildeten die scheinbar objektiven Grundlagen für Verfolgung 
und Massenmord. Minderwertige und Erbkranke pflanzten sich „hemmungslos“ fort, 
ihr „kranker und asozialer Nachwuchs“ fiel der Gesamtheit zur Last, so Kranz und 
Koller. Sie behaupteten, es wäre wissenschaftlich erwiesen, dass die Gemeinschafts-
unfähigen aus minderwertigen erblichen Anlagen heraus handeln und diese Anlagen 
weitervererben würden. Die Biowissenschaften waren nicht in der Lage, eine erbbio-
logische Weitergabe kriminellen und gemeinschaftsfremden Verhaltens nachzuweisen. 
Wissenschaftler, Behörden und Verfolgungsapparate lasen aus Akten statistische Kenn-
ziffern heraus oder verknüpften Akteninhalte mit statistischem Material. In der Realität 
war es eine Sozialdiagnostik mit Rückgriff auf Akten der Fürsorge-, Gesundheits-, Poli-
zei-, Justiz- und Personenstandsbehörden, die darüber entschied, wer als asozial und 
erbbiologisch belastet zu verfolgen war.31

In Tirol arbeitete das Erb- und Rassenbiologische Institut der Universität Innsbruck 
an diesem Projekt: als dessen Leiter Friedrich Stumpfl, Facharzt für Psychiatrie und 
Kriminalbiologie, und sein Assistent Armand Mergen. Stumpfls Forschungsgebiet war 
die Untersuchung der Zusammenhänge zwischen Erbanlage und Sozialverhalten, ins-
besondere Verbrechen. Er wollte das Raster für eine frühzeitige Sozialprognose ent-
wickeln und damit das „Kernproblem der Asozialenfrage“ lösen. Das Ziel war, die 
Kriminalität wirksam durch rassehygienische Maßnahmen bekämpfen zu können. 
Eugenische Eingriffe sah er „zuallererst dort notwendig, wo eine Häufung verschie-

30	 Ebd., S. 120.
31	 Schreiber 2007, S. 86.
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denartiger Minderwertigkeiten und ein Mangel hochwertiger Eigenschaften in einer 
Sippe einwandfrei feststehen.“32 In den Jenischen fand Stumpfl sein bevorzugtes Studi-
enobjekt, um Verbindungen zwischen asozialem und kriminellem Verhalten einerseits 
und erbbiologischer Minderwertigkeit andererseits zu untersuchen. Ihm ging es um 
die „erbbiologische Bestandsaufnahme“ von „Sippschaften“, in die er nach seinen Defi-
nitionen Geisteskranke, Behinderte, Asoziale, verwahrloste Kinder, Alkoholiker usw. 
aufnahm. Das Innsbrucker Gesundheitsamt stellte Stumpfl das gesamte „Karrnerma-
terial“ Nordtirols zur Verfügung. Sein Assistent lebte fast drei Monate unerkannt unter 
Jenischen in Hall. Armand Mergen beobachtete 244 Personen, er konstruierte Lebens-
läufe und Stammbäume.33 Diese Forschung des Erb- und Rassenbiologischen Insti-
tuts der Universität Innsbruck war bis Kriegsende nicht fertiggestellt, die Praxis deutet 
aber die Richtung an. Friedrich Stumpfl verfasste Gutachten zur Zwangssterilisierung 
Jenischer. Ihm reichte bisweilen eine einzige Untersuchung, um erbliche Minderwertig-
keit zu diagnostizieren und ein asoziales Verhalten zu prognostizieren, das sich in der 
Zukunft unausweichlich einstellen würde.

Rassenhygienisch motivierte Verfolgung Asozialer

Im Oktober 1939 erließ das Reichssicherheitshauptamt in Berlin den sogenannten Fest-
setzungserlass. „Zigeuner und Zigeunermischlinge“ sollten ihren aktuellen Wohn- und 
Aufenthaltsort bis zum „Abtransport in besonderen Sammellagern“ nicht mehr verlas-
sen dürfen. Damit war, wie Himmler es schon im Dezember 1938 angekündigt hatte, 
die Entscheidung gefallen, die Frage der Behandlung von Roma und Sinti nach ras-
sischen Kriterien zu regeln. „Nach Zigeunerart umherziehende“ Menschen erwähnte 
der Erlass nicht mehr. Damit war – vorerst – die Entscheidung gefallen, die Jenischen 
nicht in ihrer Gesamtheit in Vernichtungslager zu deportieren. Derartige Pläne zur 
Verfolgung der ganzen Volksgruppe mussten zur Enttäuschung vieler zurückgestellt 
werden, nicht nur in Tirol, auch in anderen deutschen Gauen. So hatte es im Innenmi-

32	 Zit. n. Amort et al. 1999.
33	 Schreiber 2015b, S. 198.
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nisterium von Württemberg Überlegungen gegeben, die Jenischen wie die „Rassezigeu-
ner“ und „Zigeunermischlinge“ zu erfassen. Sie seien zwar „deutschblütige Personen“, 
jedoch „denkbar asozial und erbbiologisch minderwertig“.34

Die Jenischen blieben aber Ziel der rassenhygienisch motivierten Asozialenverfol-
gung, schließlich unterstellte man ihnen nicht nur, kriminell und unproduktiv zu sein, 
sondern auch minderwertiges Erbgut, das zu Krankheiten und sozial unerwünschtem 
Verhalten führe. Die nationalsozialistische Rassenvision war die Reinigung des „gesun-
den deutschen Volkskörpers“, eines ihrer Mittel die Zerschlagung der „asozialen Groß-
familie“. In Tirol waren in hohem Maß jenische Familien gemeint, mit ihrer Tendenz 
zur genetischen Verbreitung, so die Ansicht der Rassenhygieniker. Diese Unerwünsch-
ten würden sich viel stärker vermehren als die wertvollen arisch-deutschen Familien.

Die „Rassenhygienische und Bevölkerungsbiologische Forschungsstelle“ im Reichs-
gesundheitsamt in Berlin war dem Reichkriminalpolizeiamt angegliedert, das für die 
Asozialenverfolgung zuständig war. Diese Forschungsstelle unter der Leitung von 
Robert Ritter hatte erstens die Aufgabe, mit umfangreichen rassenbiologischen Unter-
suchungen die wissenschaftlichen Grundlagen für die Vernichtung der Roma und Sinti 
zu schaffen, und zweitens ein „Archiv aller asozialen und kriminellen Sippschaften“. 
Letzteres war für die laufende Verfolgung der Jenischen von Bedeutung, noch mehr 
aber für die umfassenderen Gewaltmaßnahmen, die nach gewonnenem Krieg anlau-
fen sollten. Ritter setzte sich energisch dafür ein, die NS-Rassengesetze auf „Kriminelle 
und Asoziale“ anzuwenden. Bereits 1938 hatte er in seiner Abhandlung „Zigeuner und 
Landfahrer“ festgestellt: „Ein Nachwuchs an verwahrlosten jenischen Landfahrern ist 
vom Standpunkt der Erb- und Rassenpflege unerwünscht.“35

Daher verweigerten die Gesundheitsbehörden zahlreichen jenischen Familien die 
Zuerkennung von Kinderbeihilfen und Ehestandsdarlehen. Ein Mann bekam keine 
familienpolitische Förderung, da er aus einer „typisch asozialen Großfamilie“ stammen 
würde und die Familie nach Auskunft der Stadtgemeinde Schwaz „Karner“ wären.36 
Die schon seit dem 18. Jahrhundert häufige Praxis, Jenischen die Kinder abzunehmen, 

34	 Seifert 2005, S. 60.
35	 Merlino D’Arcangelis 2004, S. 336.
36	 Schreiber 1999, S. 150.
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um sie sesshaft und zu arbeitswilligen Subjekten zu machen, erhielt eine neue Dimen-
sion. Nun ging es nicht nur um gewaltförmige Umerziehung. Jenischen Jugendlichen 
in Fürsorgeerziehungsheimen drohte die Unfruchtbarmachung. Ab Juli 1941 besuchte 
Friedrich Stumpfl systematisch diese Anstalten, um Zöglinge zu untersuchen. Nach 
einer kurzen Befragung der 17-jährigen Maria Schöpf im Erziehungsheim St. Martin 
Schwaz stellte er, ohne weitere Unterlagen zur Verfügung zu haben, fest: Sie ist ein sitt-
lich verwahrloster, sexuell ganz besonders gefährdeter Prostituiertentypus und für keine 
ordentliche Arbeit mehr zu gebrauchen. Seine Schlussfolgerung: „Angesichts des erheb-
lichen Schwachsinns und der nachweislichen erblichen psychopathischen Minderwer-
tigkeit ist Sterilisation zu fordern, weil ein erbgesunder Nachwuchs nicht zu erwarten 
ist.“37 Die Heil- und Pflegeanstalt Hall bestätigte Stumpfls Gutachten und bezeichnete 
Maria als „debile Psychopathin“, obwohl sie ihr nur mäßigen Schwachsinn attestierte. 
Eine erbliche Belastung durch Schwachsinn konnte die Anstalt nicht nachweisen, „wohl 
aber sind beide Eltern psychopathische Persönlichkeiten.“ Eine Verständigung der 
Eltern über den schwebenden Antrag auf Unfruchtbarmachung verbot die Gauselbst-
verwaltung allen am Verfahren beteiligten Instanzen.38 Die endgültige Entscheidung 
traf das Erbgesundheitsgericht Innsbruck am 13. Jänner 1943 unter dem Vorsitz von 
Dr. Hugo Erlacher und den Beisitzern Dr. Theodor Köllensperger und Bezirkssanitäts-
rat Dr. Josef Kapferer. Intelligenzprüfung, Schulleistungen und vor allem die „Lebens-
bewährung“ von Maria Schöpf waren unterdurchschnittlich, so das Gericht in seiner 
Urteilsbegründung. Es schloss sich der Auffassung von Primar Ernst Klebelsberg, des 
Leiters der Pflegeanstalt Hall, an, dass Maria an angeborenem Schwachsinn leide, zumal 
laut Sippentafel des Innsbrucker Gesundheitsamtes die Eltern Trinker wären und ein 
Bruder der Mutter in der Haller Anstalt an Hebephrenie [„Jugendirresein“: Schizophre-
nie im Alter von 15–25 Jahren] gestorben sei. Somit läge eine Erbkrankheit im Sinne 
des Gesetzes zur „Verhütung erbkranken Nachwuchses“ vor: „Da nach dem Stande der 
ärztlichen Wissenschaft mit großer Wahrscheinlichkeit zu rechnen ist, daß Nachkom-

37	 Schreiber 2008, S. 100.
38	 Historisches Archiv des Krankenhauses Hall: Krankenakt Maria Schöpf. Der Rsth. Gauselbstverwaltung 

III/b3, Brass, an den Landrat Gesundheitsamt Schwaz, 23.02.1942; Der Rsth. Gauselbstverwaltung III/b3, 
Brass, an das Amt der Volkswohlfahrt, Abt. Jugendhilfe und weitere, 11.03.1942; Auszug aus den Akten 
der Heil- und Pflegeanstalt Hall, 25.08.1942. 
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men der Maria Schöpf an schweren Erbschäden leiden würden, war die Unfruchtbar-
machung geboten.“39 Die Zwangssterilisierung wurde an der Universitätsfrauenklinik 
Innsbruck durchgeführt.

Opfer der „vorbeugenden Verbrechensbekämpfung“

Der im Dezember 1937 von Reichsinnenminister Wilhelm Frick unterzeichnete Grund-
erlass über die „Vorbeugende Verbrechensbekämpfung“ gab der Polizei die Handhabe, 
die Vorbeugehaft zu verhängen, das hieß Einweisung in ein Konzentrationslager. Der 
Erlass nannte zwei Gruppen: „Berufs- und Gewohnheitsverbrecher“ und jeden, der, 
„ohne Berufs- oder Gewohnheitsverbrecher zu sein, durch sein asoziales Verhalten die 
Allgemeinheit gefährdet“. Die Kriterien, um Menschen in die Kategorie der Asozialen 
einzureihen, blieben vage, die Grenzen der Zugehörigkeit und des Ausschlusses aus der 
nationalsozialistischen Volksgemeinschaft waren fließend. Verwaltung, Polizei, Medi-
zin und Fürsorge hatten großen Spielraum bei ihren Entscheidungen und eine erheb-
liche Definitionsmacht. Letztendlich entschieden sie willkürlich. Im Grunde genom-
men war das wesentliche Auswahlkriterium die Verwendbarkeit im Arbeitsprozess und 
Kriegsgeschehen. Wer sich in diesem Sinne nicht beeinflussbar zeigte, bewies, dass sein 
unerwünschtes Verhalten erbbedingte Ursachen hatte.40

Ein Merkblatt der Kriminalpolizeistelle Innsbruck vom August 1938 definierte die-
jenigen als asozial bzw. gemeinschaftsfremd, die sich nicht in die Ordnung des Regimes 
fügen wollten, wie Bettler, Landstreicher (Zigeuner), Dirnen, Arbeitsscheue, Arbeits-
verweigerer und Trunksüchtige. Merkmale der Asozialität waren „geringfügige, aber 
sich immer wiederholende Gesetzesübertretungen“ und die Missachtung der Pflicht 
zur Arbeit.41 Die 1940 erlassenen „Richtlinien für die Beurteilung der Erbgesundheit“ 
des Reichsinnenministeriums bestätigten diese Kriterien und weiteten sie aus. Als aso-
zial eingestuft werden konnten Personen nun aber nicht nur, wenn sie wiederholt das 

39	 Ebd., Erbgesundheitsgericht Innsbruck, Dr. Hugo Erlacher, 13.01.1943.
40	 Ayaß 1995, S. 116 u. 219.
41	 Seifert 2005, S. 57f.
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Strafgesetz gebrochen hatten, potenziell war dies bereits nach aktenkundig gewordenen 
Konflikten mit Polizei und Behörden möglich. Im Verdacht, gemeinschaftsfremd zu 
sein, standen Menschen überdies, wenn sie vom Staat und von privaten Wohlfahrtsein-
richtungen für sich oder ihre Kinder Unterhalt und sonstige Unterstützungsleistungen 
bekamen. Zudem wenn sie unwirtschaftlich, hemmungslos und ohne Verantwortungs-
bewusstsein waren, folglich unfähig, einen geordneten Haushalt zu führen und ihre 
„Kinder zu brauchbaren Volksgenossen zu erziehen“.42

Eugen und Maria Wenzel, geborene Haslacher, hatten keinen festen Wohnsitz, daher 
nahmen die Fürsorgebehörden ihnen das Neugeborene ab. Albertine Wenzel, geboren 
am 27. November 1940 in Rietz, kam im Alter von zwei Wochen in die Kinderabteilung 
des Krankenhauses Schwaz, wohin danach, ist unbekannt. Am 9. Juni 1941 suchte Ilse 
Lenz aus Ellwangen beim Jugendamt Aalen in Baden-Württemberg wegen eines Pfle-
gekindes an, es sollte weiblich sein, möglichst unter einem Jahr und längere Zeit bei ihr 
bleiben können. Das Jugendamt Schwaz schickte Albertine daraufhin nach Deutsch-
land. Im Jänner 1950 hielt sich die Neunjährige immer noch bei der Pflegemutter auf, 
nunmehr als unbegleitete Minderjährige, für die Ilse Lenz monatlich 25 Deutsche Mark 
von der Ausländerfürsorge überwiesen bekam.43

Die Definitionen der Asozialität unter dem Vorwand präventiver Verbrechensbe-
kämpfung öffneten jeglicher Willkür gegen Jenische, die sich nicht völlig unterwerfen 
wollten, Tür und Tor. Viele von ihnen hatten mehrere Vorstrafen wegen Verwaltungsü-
bertretungen, Diebstählen, verbal und körperlich ausgetragenen Konflikten mit Auto-
ritäten. Nun gab es jede Handhabe, Jenische als Berufs- oder Gewohnheitsverbrecher 
zu kategorisieren, um sie, häufig ohne Gerichtsverfahren, in Zwangseinrichtungen ein-
zuweisen. Schon vor 1938 wurden sie als potenzielle Kriminelle behandelt, für die eine 
Unschuldsvermutung nicht galt. Die Strafen für geringfügige Delikte stiegen steil an. 
Das Gericht verurteilte den 20-jährigen Jenischen Peter Glatz aus Mieming-Fronhau-
sen im August 1942 wegen eines Betrugsversuchs „als Volksschädling“ zu vier Jahren 
Zuchthaus. Er habe „in betrügerischer Weise die Kriegsverhältnisse ausgenutzt“. Peter 

42	 Zit. n. Ayaß 1995, S. 109.
43	 https://collections.arolsen-archives.org/archive/79912426/?p=1&s=haslacher&doc_id=79912427 

(Zugriff 19.03.2021).



144

Glatz hatte sich als Bekannter von Wehrmachtssoldaten ausgegeben und deren Fami-
lien in Reith bei Seefeld um die Aushändigung von Gebrauchsgegenständen ersucht.44 
Die 28-jährige „Vagantin“ Frieda Lechner wurde am 4. August 1939 verhaftet und vom 
Polizeigefangenenhaus Innsbruck als Asoziale ins KZ Ravensbrück überstellt.45 Ebenso 
Franziska Leitner. Nach einem mehrwöchigen Krankenhausaufenthalt in Innsbruck 
kam sie am 7. Dezember 1939 im KZ Ravensbrück an. Dort wurde sie zunächst als 
asozial bezeichnet, dann als „Zigeunerin“.46 Immer mehr Männer und Frauen fielen als 
Ernährer*innen aus, da sie in Haft kamen. Das bedeutete: Die Verelendung der Ärmsten 
der Armen zog noch weitere Kreise. Die Abhängigkeit von staatlicher Unterstützung 
wuchs, galt jedoch im Umkehrschluss als schlagender Beweis, dass jenische Familien 
asozial waren. Der NS-Staat führte einen Kampf gegen alle unbotmäßigen Angehörigen 
der unteren Klassen, nicht nur gegen die Jenischen, doch die Jenischen waren schon seit 
langem als Lumpenproletariat gebrandmarkt.

Offenkundig ist: Nie war es so einfach wie unter der neuen Gesetzeslage, die 
Jenischen und andere Arme, die unter dem Generalverdacht der Faulheit standen, einer 
„Sonderbehandlung“ zuzuführen. Treibende Kraft waren nicht nur Partei und Staat. 
Der Handlungs- und Ermessensspielraum der Einzelnen war beachtlich, die Verant-
wortung breit gestreut, wenn auch unterschiedlich groß: vom Gauleiter und Parteifunk-
tionär bis zum Landrat (Bezirkshauptmann) und Bürgermeister, vom Beamten mit und 
ohne Ärmelschoner bis zum Wirtschaftskämmerer und Angestellten im Arbeitsamt, 
vom Industriellen, der Unternehmerin und den Gewerbetreibenden bis zum Lehrer 
und der Kindergärtnerin, vom Pfarrer bis zur geistlichen Schwester, von der Volksge-
nossin bis zum einfachen Bauern und Arbeiter.

Der Landrat von Innsbruck-Land informierte am 9. Februar 1939 den Bürger-
meister von Telfs, dass es möglich sei, „unter gewissen Voraussetzungen Berufs- und 
Gewohnheitsverbrecher sowie asoziale Elemente in Schutzhaft zu nehmen, d. h. sie in 
einem Konzentrationslager unterzubringen“. Hans Hirnigel ging davon aus, dass die 

44	 Innsbrucker Nachrichten, 12.08.1942, S. 3.
45	 https://collections.arolsen-archives.org/archive/129642828/?p=1&s=lechner%20frieda&doc_

id=129642828 (Zugriff 20.01.2021); Grosinger 2003, S. 199–204.
46	 https://collections.arolsen-archives.org/archive/129642863/?p=1&s=franziska%20leitner&doc_

id=129642863 (Zugriff 20.01.2021); Grosinger 2003, S. 199–204.
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Gemeinden sich nicht schwertun würden, den Jenischen kriminelles Verhalten nach-
zuweisen. Doch um eine Verbindung zwischen Arbeitsscheu und asozialer Haltung 
herstellen zu können, brauchten sie seiner Meinung nach eine Hilfestellung. Deshalb 
übermittelte der Landrat eine Definition, wer als arbeitsscheu anzusehen war: all jene, 
die sich nicht um Arbeit bemühten oder zweimal grundlos eine Arbeitsstelle abgelehnt 
oder sie bald aufgegeben hatten. Seine Aufforderung, in Zusammenarbeit mit der Gen-
darmerie eine Liste zusammenzustellen, um die Missliebigen der Gemeinde in Institu-
tionen der Gewalt zu deportieren, erfüllte der Bürgermeister diensteifrig, er nannte drei 
Männer. Einer von ihnen, ein bekannter Jenischer, wurde in eine „Anstalt für säumige 
Unterhaltspflichtige und asoziale Elemente“ überstellt.47

Der Zeitzeuge Anton Haslacher betont, 

dass man uns Jenische mit aller Gewalt vernichten wollte. Warum und wieso weiß 
ich bis heute nicht so genau. Den Heini, unseren […] Cousin, haben sie ins KZ 
geschickt. Am Transport dorthin wurde er ermordet. Die Mitzi wurde in Hall ste-
rilisiert.48 

Auch Rudi Strele erinnert sich: 

Mein Großvater war wegen seiner Wurzeln deshalb im KZ und er war einer der 
wenigen Jenischen, der deshalb auch seine Pension bekam. Meine Großväter waren 
noch Hausierer (Händler und Rosshändler), einer der beiden war jedoch so klug, 
dass er noch das Maria Theresien Gewerbe hatte und dadurch brachte er es zu 
einem beachtlichen Wohlstand. Weil er, ohne sich vor der Polizei fürchten musste, 
sogar Polizisten als Kunden hatte, der andere musste sich immer fürchten, weil er 
ohne Berechtigung sehr oft verfolgt wurde und ihm auch die Ware weggenommen 
wurde.49

47	 Dietrich 2004, S. 310.
48	 Schreiber 2015a, S. 111.
49	 Ebd., S. 110.
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Franz Maier (auch Mayer) aus Kufstein, wechselweise als Händler, (Maschinen-)Schlos-
ser und Hilfsarbeiter bezeichnet, verhaftete die Innsbrucker Kriminalpolizei, um ihn 
am 6. Juli 1940 als Berufsverbrecher ins KZ Dachau zu transportieren, am 16. August 
ins KZ Mauthausen, wo er sich auch in dessen Außenlager Vöcklabruck-Wagrain abra-
ckerte, am 26. November 1944 ins KZ Buchenwald und am 15. Jänner 1945 wieder 
zurück nach Mauthausen.50 Den Korbmacher Franz Monz, wohnhaft in Hall, nahm die 
Kripo Innsbruck am 21. März 1941 wegen seiner sechs Vorstrafen als „asoziales Ele-
ment“ fest. Am 16. November 1941 kam er im KZ Dachau an. Dort kategorisierte die 
SS ihn als „Zigeuner“. Nach seiner Deportation ins KZ Gusen am 12. Februar 1942 trug 
der zweifache Vater auf seiner Kleidung die Kennzeichnung AZR, Arbeitszwang Reich. 

50	 https://collections.arolsen-archives.org/archive/6543713/?p=1&s=franz%20mayer&doc_id=6543715 
(Zugriff 20.01.2021).

Abb. 10: Häftlings-Personal-Karte von Franz Monz im KZ Gusen
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Am 2. Dezember 1944 erfolgte seine Einweisung ins KZ Mauthausen, drei Tage später 
musste er im Außenlager Melk Quarz abbauen. Dort starb über ein Drittel der rund 
14.400 Häftlinge.51 Kommunen, die vor der NS-Zeit mit ihren Bemühungen gescheitert 
waren, ihre Jenischen in ein Lager einzuweisen, hatten nun merklich mehr Erfolgsaus-
sichten. Was der Gemeinde Nassereith 1936 misslang, erreichte sie nach der nationalso-
zialistischen Machtübernahme. Mehrere Angehörige der jenischen Familie G. konnten 
als „arbeitsscheue Elemente“ ins KZ gebracht werden.52 Die Gestapo überstellte F., einen 
jungen jenischen Mann, 1942 mit der Begründung ins KZ Mauthausen, er gehe keiner 
geregelten Arbeit nach und sei laut Gerichtsurteil ein „asozialer Berufsverbrecher“.53 
Elisabeth Grosinger führt beispielhaft fünf Personen an, deren Berufsbezeichnung auf 
Jenische schließen lässt, die ins Arbeitserziehungslager Reichenau eingeliefert wurden.54

Der Korbflechter Rudolf Monz, wohnhaft in Hall, verhaftet am 19. September 1938 und 
am 30. Juni 1939 vom Innsbrucker Polizeigefängnis ins KZ Dachau transportiert, starb 
bereits am 19. Jänner 1940 im KZ Mauthausen. Er war 27 Jahre alt.55 Emil Unterkofler, 
geboren in Vilpian, Südtirol, war ohne festen Wohnsitz. Er wurde am 22. August 1941 
vom Polizeigefängnis Innsbruck ins KZ Flossenbürg deportiert, ein Jahr später war er 
tot. Der „Vorbeuge-Häftling“ soll am 21. August 1942 um 16 Uhr 20 im Häftlingskran-
kenbau Flossenbürg-Nord einen „acuten Herztod“ erlitten haben.56

Reichsführer-SS Heinrich Himmler ging es darum, „alle asozialen Elemente, die 
keine Daseinsberechtigung im nationalsozialistischen Staat hatten, sicherzustellen und 
deren Arbeitskraft dem Volksganzen nutzbar zu machen.“57 Im Oktober 1938 machten 
die als asozial eingestuften Personen 70 Prozent aller KZ-Häftlinge aus, in den Lagern 
Buchenwald und Sachsenhausen kurz vor Ausbruch des Krieges immer noch die Hälf-

51	 https://collections.arolsen-archives.org/archive/1638852/?p=1&s=monz&doc_id=1638854  (Zugriff 
20.01.2021).

52	 Mantl 1978, S. 158f.
53	 Mergen 1949, S. 136.
54	 Grosinger 2003, S. 225–227.
55	 https://www.doew.at/erinnern/personendatenbanken (Zugriff 20.1.2021); Grosinger 2003, S. 199–204.
56	 https://collections.arolsen-archives.org/archive/11032786/?p=1&s=unterkofler&doc_id=11032788 

(Zugriff 20.01.2021); Grosinger 2003, S. 199–204.
57	 Zit. n. Wachsmann 2015, S. 162.
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te.58 Im September 1942 erarbeiteten Reichsjustizminister Otto Thierack, Propaganda-
minister Josef Goebbels und Himmler eine Übereinkunft zur „Vernichtung asozialen 
Lebens“. Gerichtlich Verurteilte konnten vor, während und sogar nach der Verbüßung 
ihrer Haftstrafe vom Zuchthaus ins KZ überstellt werden. Die SS wollte als wirtschaft-
licher Großkonzern die Sklavenarbeiterarmee der Konzentrationslager vergrößern. 
Einer dieser „Asozialen“, die aus den Strafvollzugsanstalten in die KZ zur „Vernichtung 
durch Arbeit“ deportiert wurden, war Peter Mungenast.59

Als Kind Jenischer lernte er die Korbflechterei und half von klein auf mit, die selbst 
hergestellten Produkte und weitere Dienstleistungen im Oberinntal und in Innsbruck 
zu verkaufen. In den Wintermonaten hielt sich die Familie in einer Baracke am Inn in 
Zams auf, dorthin war sie auch heimatzuständig. Inmitten dieser drückenden Armut 
kam Mungenast früh mit dem Gesetz in Konflikt, meist wegen kleinerer Diebstähle. Im 
Zuge der Aktion „Arbeitsscheu Reich“ wurde er auf Betreiben der Gendarmerie Zams 
und der Kripo Landeck am 14. Juni 1938 völlig schuldlos verhaftet und ins Polizeige-
fangenenhaus in Innsbruck überstellt. Seit der NS-Machtübernahme war Mungenast, 
verwitwet und Vater von zwei Kindern, zwar regelmäßig einer Erwerbsarbeit nachge-
gangen, dennoch galt seine Arbeitsunwilligkeit als erwiesen. Er war nicht der Zuteilung 
des Arbeitsamtes nachgekommen, sondern hatte sich seine Arbeitsplätze selbst aus-
gesucht. Am 8. August 1938 verschleppte ihn die Innsbrucker Kriminalpolizei ins KZ 
Mauthausen, obwohl er gegen kein Gesetz verstoßen und alle seine Straftaten verbüßt 
hatte. Das Lager war noch im Aufbau begriffen, Peter Mungenast hauste daher in einer 
provisorischen Unterkunft im Steinbruch, dort war die Zwangsarbeit außerordentlich 
strapaziös. Die SS-Mannschaften verhielten sich gegen Häftlinge, die als Gewohnheits-
verbrecher und Asoziale eingestuft waren, ausgesprochen brutal, auch die anderen 
Gefangenen lehnten sie ab.60 Der Gendarmerieposten Zams verhinderte auf Anfrage 
der Innsbrucker Kriminalpolizei im Oktober 1938 eine mögliche Entlassung von Peter 
Mungenast aus dem KZ Mauthausen. Er denunzierte dessen Eltern als „moralisch ver-
kommen“ und bezeichnete sie als eine „nach Zigeunerart herumziehende Familie“: 

58	 Ebd., S. 178.
59	 Ebd., S. 176.
60	 Ebd., S. 178, 194–196. 
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„Das hiesige Kommando ist der vollen Überzeugung, dass Mungenast Keime in sich 
trägt, die ihn als unverbesserlichen Gewohnheitsverbrecher stempeln.“ Daher sei „eine 
langwährende Vorbeugungshaft das zweckmässigste Mittel um die Gemeinschaft vor 
dem Verbrecher und Asozialen zu schützen.“61

Dies sollte das Todesurteil für Peter Mungenast sein. Die Gestapo deportierte ihn 
von einem Konzentrationslager ins nächste: nach Dachau und von dort nach Buchen-
wald, dann wieder nach Dachau und zurück nach Buchenwald. Auf seiner Häftlings-
karte im KZ Buchenwald stand als Grund für seine Inhaftierung: Vorstrafen. Im Juli 
1940 beantragte die Kriminalpolizeileitstelle Innsbruck die Entlassung von Peter 
Mungenast aus der polizeilichen Vorbeugungshaft im KZ. Sie erwähnte dessen Arbeits-
einsatz vor der Verhaftung und unterstrich, dass die letzte, noch dazu längst verbüßte 
Strafe aus dem Jahr 1937 stammte und schwerere Delikte über 15 Jahre zurücklagen. Als 
weiteren mildernden Umstand führte die Kripo an: „Bemerkt sei noch, daß ein Bruder 
namens Hugo Mungenast im Lager verstorben ist.“62

Der Gefangene kam nicht frei. Am 26. Juli 1941 meldete die Kommandantur des 
KZ Buchenwald in einem Fernschreiben den Tod des 40-jährigen Peter Mungenast – 
„ohne Angabe der Todesursache“, wie die Kriminalpolizeileitstelle Innsbruck bemerk-
te.63 Peter Mungenast schindete sich in den Konzentrationslagern zugrunde. Erschöpft, 
ausgebrannt und schließlich arbeitsunfähig, hatte er keinen Wert mehr. Das Urteil 
sprach eine Ärztekommission, die im Frühjahr 1941 die Lager Sachsenhausen, Ausch-
witz und Buchenwald besuchte, um Häftlinge zu selektieren. Diese getarnte Aktion mit 
dem Sonderaktenzeichen „14f13“ bezeichnete mit „14f “ den Todesfall im KZ, mit „13“ 
die Todesart Vergasung. Am 13. und 14. Juli 1941 überstellte das Lager Buchenwald 
187 Häftlinge in die ehemalige Heilanstalt Pirna-Sonnenstein nahe Dresden. Sie war 
eine der sechs Anstalten in Deutschland, in denen die Nationalsozialisten den Massen-
mord an kranken Menschen zentral durchführten. Der 15. Juli 1941 war ein durchaus 
sonniger, wenn auch bewölkter Tag mit fallweise leichtem Regen. Touristen fuhren in 
Pirna auf Dampfern der Elbe entlang, passierten Sonnenstein, unterhalb der Gaskam-

61	 Schreiber et al. 2018, S. 323.
62	 Ebd., S. 324.
63	 Ebd.
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mer. Dort starb der Tiroler Jenische Peter Mungenast aus Zams einen qualvollen Tod, 
der sich minutenlang dahinzog.64

Desertion und Rassenschande

Die nationalsozialistische Diktatur verfolgte Jenische zwar hauptsächlich unter dem 
Vorwand, kriminell, asozial und erbbiologisch minderwertig zu sein, zudem aber auch 
aus den vielfältigsten anderen Gründen. Etwa wegen Desertion, wie Franz Glatz aus 
Mötz über seinen deshalb zum Tode verurteilten Bruder berichtet, den die US-Truppen 
noch rechtzeitig zu Kriegsende im KZ Dachau befreiten.65 Johann Haslacher, geboren 
1910 in Schwaz, seine Frau Anna wohnte in Höfen bei Reutte, wurde wegen Fahnen-
flucht zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt. Er kam am 16. September 1943 ins Straf-
gefangenenlager Esterwegen und am 12. Oktober 1943 von diesem Emslandlager ins 
Militärstrafgefangenenlager Pocking bei Passau.66

Eine andere Ursache für die Einlieferung in ein Konzentrationslager war verbotener 
Umgang mit ausländischen Zwangsarbeitern. Die Innsbrucker Nachrichten berichte-
ten: „Übler Volksverrat. Wie der Reichsführer-SS mitteilt, wurde die 25jährige Therese 
Monz aus Solbad Hall am 7. August 1941 auf längere Zeit in ein Konzentrationslager 
überführt. Sie hat sich in ehrvergessener Weise mit einem Polen eingelassen.“67 Auch 
der österreichweit erscheinenden, ehemals liberalen Kleinen Volks-Zeitung war die 
Festnahme unter der Schlagzeile „Polenliebchen kommt ins Konzentrationslager“ eine 
Meldung wert.68 Die Gestapo überstellte die 25-jährige Theresia Monz am 22. August 
1941 vom Innsbrucker Polizeigefangenenhaus ins KZ Ravensbrück und schließlich von 
dort ins KZ Auschwitz. Auf der Innsbrucker Hungerburg steht die 1932 fertiggestellte 

64	 http://totenbuch.buchenwald.de/names/details/person/5668/ref/recherche;  https://www.gedenk-
ort-t4.eu/de/historische-orte/bokdb-t4-toetungsanstalt-pirna-sonnenstein-gedenkstaette-pirna-
sonnenstein#schnellueberblick (Zugriff 20.01.2021).

65	 Siehe Pescosta 2003, S. 167.
66	 https://collections.arolsen-archives.org/archive/129588303/?p=1&s=haslacher&doc_id=129588303 

(Zugriff 20.01.2021).
67	 Innsbrucker Nachrichten, 05.09.1941, S. 3.
68	 Kleine Volks-Zeitung, 07.09.1941, S. 8.
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Kirche für die kleine heilige Theresia, in der rund tausend Votivtafeln mit den vielfäl-
tigsten Danksagungen hängen.69 Unter ihnen ein Täfelchen, das ins Auge springt. Auf 
ihm dankt Theresia Monz ihrer heiligen Namensvetterin für die Rettung aus dem KZ 
Auschwitz, im Jahr 1943, als dies strengstens verboten war:

„In meiner 32 monatlichen K.Z. Haft nahm ich meine Zuflucht zur hl. Theresia und 
sie hat mich erhört, mich wieder glücklich heimgeführt. – Gott sei ewig Dank!

Auschwitz, Söll b. Kufstein 1941–43 – Resi Monz“
Wer das Glück hatte, aus einem Konzentrationslager entlassen zu werden, verpflich-

tete sich noch vor Ort zur absoluten Verschwiegenheit. In Tirol angekommen, mussten 
die ehemaligen Häftlinge vor den Spitzen des Terror-Regimes erscheinen. Der Gau-
leiter, der Chef der Gestapo oder der Kripo gaben Anweisungen, stießen Drohungen 
aus, schüchterten ein. Eine Jenische wie Theresia Monz focht dies nicht an; eigensinnig 
wie sie war, tat sie weiterhin, was sie wollte und für richtig hielt – trotz Ravensbrück, 
trotz Auschwitz. Sie hatte den Mut, ihren Dank aus ihrem Glauben heraus sichtbar zu 
machen; und damit auch die Existenz von Lagern und von Auschwitz. Die Menschen, 
die mit der Herstellung der Tafel beschäftigt waren, hielten Theresia Monz von ihrem 
Vorhaben nicht ab, und auch die Männer und Frauen, welche die Theresienkirche 
besuchten, denunzierten sie nicht.

Ziel fast erreicht: Die kulturelle Auslöschung der 
Jenischen

Seit dem 19. Jahrhundert war die Auffassung fest verankert, die als minderwertig ange-
sehene Lebensweise der Jenischen als sozial erworben und biologisch vererbt zu inter-
pretieren. Ausrotten und ausmerzen war ein häufig verwendetes Vokabular im empfoh-
lenen Umgang mit ihnen. Was sich zunächst auf die Art zu leben und zu arbeiten bezog, 
verschob der Nationalsozialismus immer mehr auf den jenischen Menschen selbst. Die 
Nationalsozialisten transportierten die Jenischen nicht kollektiv in Konzentrations- 
und Vernichtungslager, doch sie verfolgten sehr viele und diskriminierten alle. Jenische 

69	 Siehe in der Folge Achrainer 2003, S. 182f.
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ohne festen Wohnsitz hatten geringe Chancen, der Einweisung in ein Lager zu entkom-
men. Doch auch die Gewalt gegen die sesshaften Jenischen war mehr die Regel als die 
Ausnahme. Wer seiner Einberufung nachkam, blieb unbehelligt. Doch selbst der Dienst 
in der Wehrmacht war noch kein Garant, dass die Familie des jenischen Soldaten in 
Ruhe leben konnte. Nur wem es gelang, eine regelmäßige Erwerbsarbeit nachzuweisen 
und unauffällig zu bleiben, der konnte darauf hoffen, vom NS-Terror verschont zu blei-
ben. Eine Unbotmäßigkeit oder eine Denunziation reichte aus, um den Verfolgungsap-
parat in Gang zu setzen. Es war ein Leben in ständiger Bedrohung und Unsicherheit.

Der Nationalsozialismus setzte alles daran, die Identitäten und das Selbstverständ-
nis der Jenischen als eigene Volksgruppe zu zerstören. Das Ziel, die Jenischen kulturell 
auszulöschen, hat die NS-Diktatur nicht zur Gänze, aber in hohem Maß erreicht. Den 
jenischen Großfamilienverband hat das NS-Regime weitgehend zerschlagen, wenn dies 
nicht bereits vor 1938 geschehen war. Hatten Industrialisierung und Diskriminierung 
das fahrende Leben im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts stark zurückgedrängt, war 
nach der NS-Zeit die Zahl der nicht-sesshaften und zeitweise wandernden Jenischen 
auf ein Minimum geschrumpft.

Der Kriminalbiologe Friedrich Stumpfl behauptete nach dem Krieg, die Jenischen 
vor einem Schicksal wie jenem der Roma und Sinti bewahrt zu haben. Sein wissen-
schaftliches Verdienst sei es gewesen, dass sie nicht als Gruppe in Vernichtungslager 
deportiert wurden. Es gibt jedoch keinen Nachweis, dass die Forschungen Stumpfls in 
der NS-Zeit die Jenischen davor bewahrt hätten, als „Fremdrassige“ kategorisiert zu 
werden. Ein derartiges Unterfangen hätte Spuren in der Aktenüberlieferung hinterlas-
sen. Die Jenischen und ihre fahrende Lebensweise waren zudem kein Tiroler Phäno-
men, sie waren in verschiedenen Regionen des Deutschen Reichs angesiedelt, und darü-
ber hinaus. Stumpfl und sein Assistent Mergen waren wissenschaftlich und politisch 
viel zu unbedeutend, um auf Entscheidungen auf Reichsebene Einfluss nehmen zu kön-
nen. Dazu kommt eine einfache Tatsache: Stumpfl war in Verzug mit seiner Forschung 
über die Jenischen, zu Kriegsende hatte er sie immer noch nicht abgeschlossen. Noch 
wichtiger: Er trat erst im Mai 1939 seine Professur am Erb- und Rassenbiologischen 
Institut der Universität Innsbruck an. Wenige Monate später war aber bereits klar, dass 
Berlin die Jenischen bis auf weiteres nicht als „Fremdrassige“ einstufen würde. Im Okto-
ber 1939 gab das Reichssicherheitshauptamt seinen „Festsetzungserlass“ heraus. Dieser 
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„Schnellbrief “ intensivierte die rassische Verfolgung der Roma und Sinti und ihre prak-
tische Umsetzung. Er erwähnte zwei Kategorien von Opfern: „Zigeuner und Zigeuner-
mischlinge“. Die „nach Zigeunerart umherziehenden Personen“ wurden erstmals nicht 
mehr angeführt. Die Zentralbehörden hatten entschieden, vorerst keine „Gesamtlö-
sung“ des Umgangs mit dieser Gruppe anzustreben, sondern das „zigeunerähnliche 
Gesindel“, als das sie die Jenischen ansahen, als asoziale Einheimische und nicht als 
„Fremdrassige“ zu verfolgen. Bis auf weiteres musste der Terrorapparat mit den Mit-
teln der „vorbeugenden Verbrechensbekämpfung“ auskommen. Und hier lag die wahre 
Rolle des Friedrich Stumpfl. Er lieferte Beschreibungen und Gutachten, welche die erb-
liche Minderwertigkeit und soziale Gefährlichkeit der Jenischen bewiesen, um sie von 
Sozialleistungen auszuschließen, vor Gericht zu belasten, in Anstalten zu bringen und 
unfruchtbar zu machen.

Warum Stumpfl log, liegt auf der Hand. Der ehemalige Leiter des Rassenbiolo-
gischen Instituts der Universität Innsbruck kämpfte um die berufliche Existenz in sei-

Abb. 11: Eine jenische Familie: Ihre Verfolgung hörte 1945 nicht auf. 
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nem Entnazifizierungsverfahren, und das überaus erfolgreich. Stumpfl konnte seine 
Mitwirkung an den Verbrechen an den Jenischen als Rettungstat ausgeben, sich in die 
Nähe des Widerstandes rücken und seine Karriere fast nahtlos fortsetzen. Auch sei-
nen rassenbiologischen Positionen blieb er treu. Sie legitimierten weiterhin im wis-
senschaftlichen Diskurs die Diskriminierung und die Zwangsmaßnahmen gegen die 
Jenischen und andere Angehörige der unteren sozialen Klassen. Seine 1949 und 1950 
herausgegebenen Abhandlungen zu den Landfahrern passten sich den Erfordernissen 
der demokratischen Zeit an. Er wiederholte zwar die Stereotypen über die psychopa-
thische Minderwertigkeit der Jenischen, Gewaltmaßnahmen wie im Nationalsozialis-
mus forderte er jetzt nicht mehr. Als „primitive Menschen“ würden die Jenischen das 
Durchschnittsniveau der Tiroler Bevölkerung nicht erreichen. Es sei jedoch möglich, sie 
als brauchbare Arbeitskräfte in die Gesellschaft zu integrieren, trotz ihrer biologischen 
Sonderprägung und erblichen Belastung, so Stumpfl: durch Förderungen, „einen festen 
Zwang“ und „Umerziehung“.70

Toxische Demokratie: Fehlendes Unrechtsbewusstsein, 
Opfer-Täter-Umkehr, fortgesetzte Verfolgung

Nach 1945 existierte in der Mehrheitsgesellschaft weder ein Schuldbewusstsein noch 
ein Bemühen um Wiedergutmachung. Unter demokratischen Vorzeichen ging die 
systematische Benachteiligung der Jenischen weiter, polizeilich, justiziell, administrativ, 
gewerblich, fürsorgerisch, schulisch und psychiatrisch-heilpädagogisch. Fast alle Ange-
hörigen der jenischen Volksgruppe litten unter einer kollektiven Traumatisierung, die 
intergenerationell weitergegeben wurde. Nur wenige waren als Opfer des Nationalsozia-
lismus anerkannt und erhielten Leistungen aus der staatlichen Opferfürsorge. Die Tiro-
ler Landesverwaltung rechtfertigte die Verfolgungspraxis im Nachhinein. Warum, so 
die Sicht des Landes Tirol, hatten die Jenischen im Gefängnis gesessen, in der Zwangs-
psychiatrie, im Lager Reichenau und im KZ? Wegen ihres asozialen Verhaltens. Sie blie-
ben, was sie in den Augen der Autoritäten immer schon waren, eine kriminelle Plage, 

70	 Schreiber 2015b, S. 201–203.
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die es sich auf Kosten der Allgemeinheit gutgehen ließ. Die von Stumpfl geforderte und 
von seinen Kolleg*innen in der Psychiatrie und Heilpädagogik veranlasste Umerzie-
hung der jenischen Kinder führten die staatlichen und katholischen Erziehungsheime 
bis in die 1980er Jahre durch: mit exzessiver psychischer, körperlicher und sexueller 
Gewalt.71 In diesen ersten Jahrzehnten der Zweiten Republik lieferten die Wissenschaf-
ten weiterhin die Legitimation für diese Verbrechen gegen die Jenischen und deren ras-
sistisch begründete Diskriminierung: wie vor 1938 und gerade so, als hätte der Natio-
nalsozialismus nie existiert.

71	 Siehe Schreiber 2010 und Schreiber 2015b.




